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Einführung 

Das Handwerk hat eine sehr lange Tradition in Deutschland. In der Nachkriegszeit haben wir 

hauptsächlich den damaligen Handwerkern unseren Wiederaufbau und den einsetzenden Wohlstand 

zu verdanken. Doch leider entwickelt sich unsere Politik und unsere Gesellschaft in eine Richtung 

fernab von konservativen Werten und Wohlstand. Dekadenz und Selbstüberschätzung führen, so 

lehren uns die Geschichtsbücher, in den Untergang. Dies gilt aufzuhalten, damit noch weitere 

Generationen nach uns in einem friedlichen und reichen Deutschland leben können. Dazu gehört es, 

sich zu besinnen und lang gehegte Traditionen weiterleben zu lassen. Unser Handwerk gehört zu uns. 

Nur durch unsere Handwerker ist unsere Infrastruktur – vom Bäcker, über den Friseur hin zum 

Klempner – geschützt. Politisch gesehen gilt es, die Rahmenbedingungen für unsere 

Handwerksbetriebe gerade in der heutigen Krisenzeit nachhaltig umzustrukturieren und zu 

verbessern. Fachkräftemangel und Rohstoffknappheit sollten ein nicht hinzunehmender Teil innerhalb 

unseres Landes sein. Die Politik ist in der Pflicht, hier gegenzusteuern. Andere Parteien erkennen zwar 

die Wichtigkeit des Handwerks in Deutschland auf dem Papier an, doch kommen Hilfen nicht wirklich 

an. Die Handwerkerpartei Deutschlands will dies ändern. Nur gemeinsam – Politik und Handwerk – 

können diese Krise meistern und Deutschlands Wohlstand und Infrastruktur erhalten. Packen wir es 

an!   

 

1 – Das Handwerk als wichtige Säule des ländlichen Raums 

Das Handwerk hat im ländlichen Raum eine lange Tradition und ist eine der tragenden Säule für die 

ländliche Bevölkerung. Rund 30% höher liegt der Anteil der Handwerksbetriebe im ländlichen Raum 

als in städtischen Regionen. Das Handwerk übernimmt somit im ländlichen Raum eine stabilisierende 

und wohlstandserhaltene Funktion. Umso mehr sollte der politische Rahmen für die 

Handwerksbetriebe bestmöglich gesetzt werden. Wir als Handwerkerpartei Deutschlands sehen 

erhebliche politische Mängel und haben den Eindruck, dass die Belange der Handwerker 

stiefmütterlich behandelt werden. Das Leben im ländlichen Raum erzeugt andere Bedürfnisse als das 

Stadtleben. Busse fahren nur spärlich, wenn überhaupt. Dass „Aus“ des Verbrennungsmotors hat im 

ländlichen Raum – und hier insbesondere für die Handwerksbetriebe – eine vollkommen andere 

Bedeutung. Digitalisierung ist nicht unbedingt eine Erleichterung für manch einen Handwerksbetrieb, 

besonders, da der Ausbau des schnellen Internets noch fern ab von einer flächendeckenden 

Infrastruktur im ländlichen Raum vollzogen ist. Zudem das Handwerk nicht davon lebt, digital sein zu 

müssen. Und das soll auch so bleiben. Schwierigkeiten bei der Anwendung von komplexen IT-

Programmen sollten dem Handwerk nicht zusätzlich zur Aufgabe gestellt werden.   

1.1 Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs zu erschwinglichen Preisen 

Wer auf dem Dorf lebt weiß, wie wichtig eine öffentliche Verkehrsanbindung ist. Busse fahren meist 

nur wenige Male täglich, um die Arbeitsstätte, den Einkaufsladen oder den Arzt zu erreichen. Wer im 

ländlichen Raum leben will, ist zumeist an ein Auto gebunden, damit das tägliche Leben reibungslos 

und ohne längere Wartezeiten auf Bus und Bahn realisiert werden kann. Nicht jeder kann und will sich 

auf dem Land ein oder gar mehrere Autos leisten müssen, um die Bedürfnisse einer ganzen Familie 

abdecken zu können.  Aus diesem Grund sehen wir den weiteren Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs 

als wichtiges Instrument, um den ländlichen Raum attraktiv für Familien – und besonders für die vielen 

Handwerker-Familienbetriebe und Pendler – zu erhalten. Hierzu muss weiterhin gewährleistet sein, 

dass der öffentliche Nahverkehr für Pendler in Handwerksbetrieben kostengünstige Tarife bietet.  

1.2 Parkplätze und Toiletten für Handwerker bereitstellen 



Die derzeitige Parkplatzsituation ist desolat. Handwerker benötigen jedoch dringen Parkplätze, um ihre 

Kunden erreichen zu können. Oftmals müssen Handwerker mehrere Blocks entfernt von ihren Kunden 

parken. Die Möglichkeit, schwere Materialien und Gerätschaften zu dem Kunden zu bringen, nimmt 

einen Großteil der Zeit der Handwerker in Anspruch und ist ineffizient. Wir plädieren dafür, dass 

Handwerker Parkerleichterungen zugestanden werden, so dass ihre Tätigkeit nicht zusätzlich 

erschwert wird. Außerdem setzen wir uns für einen flächendeckenden Ausbau an öffentlichen 

Toiletten für Handwerker ein, welche mit einem speziellen Schlüssel geöffnet werden können.       

1.3 Erhalt des Verbrennungsmotors 

In Handwerksbetrieben kommen oftmals Fuhrparks zum Einsatz. Eine ganze Flotte auf E-Mobilität 

umzurüsten, ist in unseren Augen unverhältnismäßig kostenintensiv. In Bezug auf die momentane 

Energiekrise und immer steigende Stromkosten sind die Folgekosten für Handwerksbetriebe ebenfalls 

nicht zielführend. Auch im Vergleich zur Reichweite von E-Autos und deren Brandanfälligkeit zu den 

herkömmlichen Verbrennungsmotoren schneidet die E-Mobilität schlecht ab. Die Netzagentur hat 

bereits angekündigt, dass Ladestationen für E-Autos zeitweise eingeschränkt werden müssten, um das 

Europäische Stromnetz nicht zu überlasten. Für einen Handwerksbetrieb ist die Umrüstung auf E-

Mobilität demnach risikoreich, da durch die erneuerbaren Energien und die Abschaltung der 

deutschen Atomkraftwerke Stromengpässe zu erwarten sind, wodurch Handwerkerbetriebe folglich 

zum Stillstand kämen. Wir lehnen daher das übereilte und unüberlegte „Verbrenner-Aus“ 

grundsätzlich ab.   

1.4 Digitalisierungspflicht unterbinden 

Die EU erhebt in ihrem Programm „Fit-for-55“ des sogenannten Green Deals Digitalisierung als eine 

der tragenden Säule für den Umbau der Nationalstaaten zur vermeintlichen Klimaneutralität. Doch die 

voranschreitende Digitalisierung bringt gerade in Klein- und Familienunternehmen verschiedenste 

Probleme mit sich und ist in der Anschaffung ein weiterer Posten, der finanziert und gepflegt werden 

muss. Auch die Anwendung von IT & CO muss erlernt und von den Nutzern immer auf dem neusten 

Stand gehalten werden. Viele Handwerksbetriebe benötigen keinen digitalen Ausbau ihres 

Unternehmens und sollten auch nicht dazu genötigt werden. Hinzu kommt, dass der geforderte 5G-

Ausbau im ländlichen Raum auf sich warten lässt. Der Ruf nach einer Digitalisierungspflicht für 

Handwerkerbetriebe ist somit übereilt. Digitalisierung kann, muss aber nicht - dafür stehen wir ein. 

   

2 – Unsere Jugend für das Handwerk begeistern 

Heute soll Jeder Abitur haben und eine akademische Karriere anstreben. Eltern kämpfen in der vierten 

Klasse um eine Empfehlung für das Gymnasium für ihr Kind. Wenn die Gymnasialreife nicht erlangt 

wird, geht für viele Eltern eine Welt unter. Auf keinen Fall soll das Kind sich die Hände schmutzig 

machen und körperlich arbeiten müssen. Dies war einmal anders. Da wollten Heranwachsende noch 

KFZ-Mechaniker werden oder Friseurin - das Interesse der jungen Menschen lag auf einem anderen 

Fokus. Die Überakademisierung ist ein gesellschaftliches Phänomen. Auch die Universitäten sind 

frustriert. Studenten, die mit Texten ohne Bilder komplett überfordert sind und die Deutsche 

Grammatik einfach nicht in den schriftlichen Arbeiten umsetzen können. In den Schulen, die 

vorbereitend für den weiteren Lebensweg der jungen Generation unterrichten, muss ein anderer Weg 

gegangen werden. Wir fordern daher mehr praktischen Unterricht und eine Ausrichtung in den 

Schulen, die im Handwerk dringend gebraucht wird. Wichtig ist nachfolgend, dass es den Azubis und 

späteren Handwerker einfacher als bisher gemacht werden, in der Arbeitswelt fußzufassen, um sich 

gewinnbringend in unsere Gesellschaft einzubringen. 



 

2.1 Lehrpläne an Schulen müssen auf das Leben vorbereiten 

Die Lehrpläne an unseren Schulen bereiten Kinder und Jugendliche weitläufig auf eine zukünftige 

akademische Ausbildung vor – voller Theorien und Gedankengebilde. Das tägliche Sein in seiner Praxis 

bleibt hinten an. Und Geld, so die landläufige Meinung, lässt sich so und so nur als Akademiker 

verdienen, sauber und ganz in Work-Live-Balance. So ist es auch nicht verwunderlich, dass Eltern sich 

dazu genötigt fühlen, dem Kind das Abitur zu ermöglichen, egal wie. Das Handwerk verkommt als 

unattraktive Berufssparte. Doch nicht jedes Kind ist zum Akademiker berufen und in einem 

handwerklichen Beruf besser aufgehoben. Um gruppendynamische Prozesse in Schulen aufzubrechen, 

die handwerkliche Berufe oftmals als minderwertig darstellen, müssen Kinder mehr praktische 

Erfahrung im Handwerk sammeln können – und dies nicht nur im Praktikum, sondern alltäglich im 

Lehrplan. Wir streben einen ausgeglichenen Lehrplan von Theorie und Praxis an, so dass handwerklich 

begabte Kinder in ihrer schulischen Bildung nicht hintenüberfallen. Schulische Erfolgserlebnisse sind 

wichtig für die Motivation und das Selbstwertgefühl unserer Kinder und Jugendlichen, um Teil unserer 

Gesellschaft zu werden und sich tatkräftig einzubringen. 

2.2 Kooperation Schule – Fahrschule 

Aufgrund des Lehrermangels, welcher vor allem im ländlichen Raum übermäßig hoch ist, streben wir 

eine Kooperation von Schulen mit Fahrschulen an, welche den Schülern den Weg zur 

Führerscheinprüfung ebnen und den Verkehrsunterricht übernehmen. Für zukünftige Handwerker ist 

dieser zumeist unerlässlich. Denkbar ist, dass bei einem unterschriebenen Ausbildungsvertrag im 

Handwerk weiterführende Kurse und die Führerscheinprüfung kostenfrei übernommen werden.   

2.3 Ausbildung nach Bedarf mit Bonizahlungen für Handwerksbetriebe und deren Azubis 

Das Problem des Fachkräftemangels ist in aller Munde. So kämpft auch das Handwerk mit fehlenden 

Handwerkern. Um unsere Zukunft im Handwerk abzusichern ist es unabdingbar, Ausbildungsstellen 

bedarfsgerecht zu vermitteln. Um Anreize für sowohl den Handwerksbetrieben als auch für deren 

Azubis zu setzen, sind Bonizahlungen ein wichtiges Instrument. Mit uns wird die 

Berufsausbildungsbeihilfe für Berufe im Handwerk elternunabhängig an Azubis ausgezahlt, inklusive 

Wohnraumförderung und der Betrieb erhält eine kräftige Finanzspritze pro Azubi obendrauf. Das 

motiviert auch die Handwerksbetriebe, sich aktiv um Azubis zu bemühen und so dem 

Fachkräftemangel auch zukünftig einzudämmen. 

2.4 Unternehmensgründung auf Probe 

Ein Unternehmen zu gründen, stellt für viele eine unüberwindbare Herausforderung dar. Um den 

Einstieg zu erleichtern, setzen wir uns für eine Unternehmensgründung für Handwerksbetriebe auf 

Probe ein. Vordergründig stehen hier Bürokratie abzubauen, gängige erschwerende Vorschriften 

zurückzuschrauben und Betriebsübernahmen durch eine Übernahmeprämie an die Übergebenden 

auszuzahlen, soweit sie dem Nachwuchs für eine gewisse Zeit helfend und beratend zur Seite stehen. 

2.5 Freiwillige Beitragszahlungen an Industrie- und Handelskammern und 

Handwerkskammern 

Die Beiträge für die Industrie- und Handelskammern und Handwerkskammern müssen eine freiwillige 

Leistung der Handwerksbetriebe an die Kammern sein. Wir wenden uns gegen die 

Zwangsmitgliedschaft in den Kammern, da die praxisnahe Unterstützung seitens der Kammern zumeist 

fehlen und die geforderten Beitragszahlungen in der momentan schwierigen wirtschaftlichen Situation 

schlichtweg zu hoch sind. Durch die freiwillige Mitgliedschaft kann ein Anreiz an die Kammern gesetzt 



werden, ihre Tätigkeit attraktiver für die Handwerksbetriebe zu gestalten, so dass sowohl den 

Kammern als auch den Handwerksbetrieben Vorteile im Sinne einer Win-Win-Situation entstehen. 

 

3 – Energieprobleme überwinden 

Energiewende ohne Plan – so kann man die derzeitige Situation umschreiben. Unüberlegt werden 

Netzschwankungen billigend in Kauf genommen, mit verheerenden Folgen für Alle. „Strom“ soll 

angeblich die Lösung der derzeitigen Regierung auf Fragen nach dem Antriebsmotor für Deutschland 

sein. Wärmekraftpumpen und E-Mobilität verpflichtend für alle Bundesbürger. Doch mit der 

Abschaltung der letzten Atomkraftwerke ist die Lieferung von Strom so unsicher wie noch nie, was 

letztendlich den Strompreis in die Höhe treiben wird. Die Handwerksbetriebe müssen daher dringend 

entlastet werden, um ihre Betriebe weiter aufrecht erhalten zu können. Sollten immer mehr 

Handwerksbetriebe aufgrund der hohen Energiekosten den Betrieb aufgeben, steht der 

Endverbraucher plötzlich ohne den Klempner oder dem Automechaniker da. Was uns droht, ist ein 

heilloses Chaos, sollten die Handwerksbetriebe von der Politik weiterhin sträflich missachtet werden. 

3.1 Keine Versteuerung auf Strom für Handwerksbetriebe 

Während die Regierung den Mehrwertsteuersatz für Gas und Fernwärme von 19% auf 7% senkt, bleibt 

der Steuersatz für Strom fest auf 19% verankert. Durch Inflation und Ukrainekrieg ist nicht absehbar, 

wann sich die Lage der Energiekosten entspannt. Wir fordern daher, den Mehrwertsteuersatz auf 

Strom für Handwerksbetriebe auszusetzen und für alle Bürger auf 7% zu senken, bis sich die Lage im 

Energiesektor entspannt hat. Gerade für die Handwerksbetriebe sind die immensen Stromkosten ein 

signifikantes Kriterium, um ihr Geschäft aufgeben zu müssen.  

3.2 Energiepreise für Handwerksbetriebe stark absenken 

Neben dem Steuersatz sehen wir es als notwendig zur Erhaltung der Handwerksbetriebe an, die 

Energiepreise im Handwerk grundsätzlich stark zu senken. Eine einmalige Energiepreispauschale ist in 

unseren Augen wenig hilfreich. Wir setzen uns für Energiesicherheit und bezahlbare Energiekosten im 

Handwerk ein.  

3.3 Kernenergie der 4. Generation – Bau von fluiden Kernreaktoren in Deutschland 

Mit der Abschaltung der Kernkraftwerke in Deutschland ist die Energiesicherheit nicht mehr 

gewährleistet. Der ausschließliche Fokus auf Wind- und Solarenergie halten wir als Handwerkerpartei 

für unausgereift. Wenn kein Wind weht und keine Sonne scheint gibt es auch kein Strom. Für Speicher, 

um diese Flauten abzufangen, gibt es noch keine zufriedenstellende Lösung. Stromabschaltungen und 

Stromrationierungen werden wohl unumgänglich sein. Oder aber wir kaufen teuren Strom aus 

anderen Ländern und vertiefen die Abhängigkeiten Deutschlands ähnlich wie bei dem Gas aus Russland 

weiter. Fraglich ist, in welche Armut uns diese grüne Ideologie führen wird. Für uns liegt die Lösung 

des Problems im Bau von einer neuen Generation von Kernreaktoren, die keinen Atommüll 

produzieren, da der anfallende Müll durch die Kernreaktoren wiederverwertet wird. Außerdem 

besteht keine Gefahr der Kernschmelze, welche beispielsweise im Störfall von Tschernobyl oder 

Fukushima die Gefährlichkeit für Natur und Mensch ausmachte, da der Kernbrennstoff bereits vor dem 

Einsatz in einer Flüssigsalzlösung aufgelöst wurde. Diese Technologie wurde zwar in Deutschland 

entwickelt und findet ihren Einsatz mittlerweile in anderen Ländern – nur hierzulande nicht. Dies 

wollen wir ändern und setzen uns für den Bau mehrerer fluiden Kernkraftwerke bei gleichzeitigem 

Stopp des Baus von Wind- und Solarfeldern in Deutschland ein. 

 



4 - Erhalt der Rohstoffe in Deutschland 

Deutschland ist ein Rohstoffland. Nach Angaben des Bundesministeriums für Wirtschaft und 

Klimaschutz (BMWK) werden vor allem Baurohstoffe wie Sand und Kies, gebrochene Natursteine oder 

Kalksteine sowie verschiedene Industriemetalle wie Steinsalz, Quarzsand oder Flussspat aus 

heimischen Lagerstätten gewonnen. 2019 war Deutschland bei Braunkohle der zweitgrößte, bei 

Rohkaolin der drittgrößte, bei Steinsalz der viertgrößte und bei Kalisalz der fünftgrößte Produzent der 

Welt. Anders sieht es hingegen bei Rohstoffen aus, die für die Klimawende zum Einsatz kommen. Da 

wir die Klimawende mit Windkraftanlagen, Solarfeldern und Digitalisierung weitestgehend ablehnen, 

plädieren wir dafür, unsere Rohstoffe vorerst nicht zu exportieren, damit wir genügend Rohstoffe für 

unsere eigene angeschlagene Infrastruktur zur Verfügung haben. 

4.1 Ausfuhrverbot von Rohstoffen 

Neben dem Fachkräftemangel herrscht in Deutschland Rohstoffmangel. Schuld daran ist der Export 

von beispielsweise heimischem Holz oder sogar Wasser nach China oder Amerika. Solange Deutschland 

im eigenen Land um diese Rohstoffe ringt, fordern wir ein Ausfuhrverbot von heimischen Rohstoffen. 

Unsere Infrastruktur benötigt dringend diese Rohstoffe für unsere Bürger. Aufgrund des freien 

Marktes müssen unsere Handwerksbetriebe gegen die hohen Preise ankämpfen, die andere Länder 

uns aufzwingen. Resultat ist, dass gerade kleine Handwerksbetriebe aufgeben müssen, da auch deren 

Kunden zumeist nicht die in die Höhe schießenden Kosten bezahlen können. Wir wollen den 

Wohlstand in unserem Land erhalten. Dazu gehört, dass unsere Rohstoffe kostengünstig an unsere 

Betriebe und nicht ins Ausland geliefert werden können. 

4.2 Globalisierung zurückschrauben 

Globalisierung funktioniert nur auf Kosten einzelner Nationalstaaten und beutet nachhaltig 

sogenannte Billiglohnländer aus, belastet unsere Natur, verteilt den Wohlstand ungerecht und bringt 

Unternehmen dazu, abzuwandern. Wir stehen dafür ein, die Globalisierung einzudämmen und 

Deutschland weitestgehend autonom zu gestalten. Handwerksbetriebe leben unsere seit 

Jahrhunderten gewachsene Kultur und erschaffen diese durch ihre Hände. Globalisierung ist darauf 

ausgerichtet, Kultur zu zerstören, da die Idee der Globalisierung die Welt als gleichzumachenden Ort 

unter einer Ideologie begreift. Die Länder dieser Welt sind aber nicht gleich, sondern vielseitig und ist 

somit der Feind unserer kleinen und mittelständigen Handwerksbetriebe hier in Deutschland. Wir als 

Handwerkerpartei Deutschland kämpfen für den Erhalt unserer ureigensten Kultur und den Erhalt der 

vielen kleinen Familienbetriebe, die der Globalisierung hilflos ausgeliefert sind. 

 

5 – Naturschutz statt Klima- und Umweltschutz stärkt das Handwerk 

Wir haben nur eine Erde und eine Natur. Naturschutz steht für uns an oberster Stelle, während Klima- 

und Umweltschutz unsere Natur zerstört. Millionen von Insekten, Vögeln und anderem Kleingetier 

fallen den Windkraftanlagen zum Opfer – von dem abgeholzten Wald ganz zu schweigen. Es kommt zu 

einer systematischen Ausrottung der Lebensformen in unserem Land. Technologien, die alles andere 

als „grün“ sind, zerstören auch unser traditionelles Handwerk, da auf lange Sicht keine Rohstoffe mehr 

vorhanden sein werden. Die Handwerkerpartei Deutschland bekennt sich zu unserer Natur als 

schützenswertes Gut. 

5.1 Rückbau von Windkraftanlagen und Solarfeldern 

Der Bau von Windkraftanlagen und Solarfeldern belasten unsere Natur ungemein. Nicht nur der 

Verbau von giftigen Substanzen bis in tiefe Erdschichten sollten uns zu denken geben. 



Massentiersterben, Verlust von wertvollen Böden und gesundheitliche Bedenken für Mensch und Tier 

durch niederschwellige Frequenzen der Windkraftanlagen sind unübersehbar und 

naturwissenschaftlich bestätigt. Solarfelder treiben den Albedo-Effekt voran und verstärken somit, 

ebenso wie Windkraftanlagen lange Dürreperioden, was unsere Wälder immer mehr zu spüren 

bekommen und langsam verfallen. Wir fordern daher den Baustopp von Windkraft und Solarfelder für 

eine natürliche Lebensweise für Mensch und Tier. 

5.2 Aufforsten für einen natürlichen Lebensraum 

Unsere Wälder vergehen. Jeder, der seit Jahren in unseren Wäldern wandern geht, hat bemerkt, dass 

diese stark ausgedünnt sind. Borkenkäferplagen durch Dürreperioden tragen dazu bei. Aufgeforstet 

wird kaum bis gar nicht. Wir sehen die Aufforstung unserer Wälder als wichtige Voraussetzung für eine 

funktionierende Gesellschaft. Natur und Landschaft bedeuten Heimat und Identität und beheimaten 

eine Vielzahl von Lebewesen. Zudem ist Holz ein natürlicher Rohstoff, der im Handwerk vielfach 

genutzt wird. Aus diesem Grund werden, trotz Ausdünnung der Wälder durch Dürren, nach wie vor 

Bäume zur Holzgewinnung gefällt. Die Lösung für unsere Wälder kann und muss die verpflichtende 

und subventionierte Aufforstung sein. 

 

6 – Steuersenkungen  

Die Besteuerung ist so alt wie es Herrschaftssysteme gibt und hat durchaus seine Berechtigung, um ein 

Land mit seiner Infrastruktur am Laufen zu halten. Dazu ist es unserer Meinung notwendig, die Bürger 

nicht durch eine zu hohe Steuerlast zu belasten und die Steuern auch tatsächlich zum Wohle der 

eigenen Bürger auszugeben. Straßen müssen gebaut und gewartet werden, Schulen benötigen 

moderne Sanitäreinrichtungen und kindgerechte Räumlichkeiten, der öffentliche Nahverkehr muss 

zufriedenstellend ausgebaut sein. Dies alles ist - im Rahmen der Fürsorgepflicht eines Staates für seine 

Bürger - mit Steuern zu finanzieren. In der Bundesrepublik sieht das alles jedoch gänzlich anders aus. 

Das Steuersystem ist hochkomplex und keiner weiß, wofür die Steuern eigentlich ausgegeben werden. 

Meldungen von Zahlungen der Bundesrepublik an das Ausland oder der EU bewegen sich im sieben bis 

sogar achtstelligen Bereich, während der Wohlstand Deutschlands rapide nachlässt. Wir sehen die 

moralische Pflicht, die Steuereinnahmen transparent zu gestalten und in die eigene Infrastruktur 

einfließen zu lassen. Den Transfer von Steuergeldern ins Ausland missbilligen wir. 

6.1 Stopp CO2-Steuer 

Bäume binden CO2. Um sinnvoll und naturverträglich mit dem CO2 umzugehen, sehen wir die 

Aufforstung als wichtigste und wirksamste Methode an. Wälder abzuholzen, um umweltschädliche 

Technologien anzubauen ist widersinnig und nicht zielführend. Wir setzen uns für eine Abschaffung 

der CO2-Steuer ein. Diese ist durch Aufforstung hinfällig. Eine CO2-Steuer ist unnütz und belastet den 

Steuerzahler unnötig. 

6.2 Keine mehrfache Besteuerung 

Ein großes Ärgernis stellt unserer Ansicht nach die mehrfache Besteuerung ohne sichtbare 

Gegenleistung dar. Unsere Infrastruktur verfällt bei immer höheren Steuereinnahmen. Fahrradwege, 

Schulen und Straßen haben einen hohen Sanierungsbedarf, welcher, trotz 60,56 Milliarden 

Steuereinnahmen im Februar 2023, nicht vollumfänglich behoben wird. Gleichzeitig wird die 

Bevölkerung in Deutschland immer ärmer. Um den Wohlstand zu erhalten und die Bevölkerung zu 

entlasten sprechen wir uns gegen eine mehrfache Besteuerung aus. Vor allem unsere Rentner dürfen 

nicht durch eine Besteuerung der Rente in die Altersarmut getrieben werden. Zusätzlich zum 



sofortigen Stopp der Besteuerung auf Renten fordern wir die Rückzahlung an unserer Rentner von 

allen erhobenen Steuern auf Renten, sowie die vollständige Rückzahlung der entstandenen Kosten für 

die Erstellung der Steuererklärungen.  

6.3 Umsatzsteuersatz auf 5% senken 

Gerade bei der Umsatzsteuer – oder auch Mehrwertsteuer genannt – herrscht große Verwirrung. Mal 

sind es 7%, mal 19%. Wie setzen uns für einen ermäßigten Steuersatz für die nächsten 10 Jahre von 

grundsätzlich 5% ein, bis die derzeitige Krisensituation überwunden ist. 

6.4 Grundnahrungsmittel nicht versteuern 

Essen muss bezahlbar bleiben. Das zählt umso mehr für Grundnahrungsmittel wie Brot, Obst und 

Gemüse. Auch Babynahrung gehört unseres Erachtens zu den Grundnahrungsmitteln. Durch die 

Globalisierung und durch Kriegssituationen sind die Lieferketten unsicher. Preise werden stetig 

angehoben, so dass eine mehrköpfige Familie, aber auch Singlehaushalte, sich das Essen kaum noch 

leisten können. Grundnahrungsmittel dürfen nicht besteuert werden, damit Deutschland nicht zu 

einem Entwicklungsland verkommt und unsere Bürger hungern müssen.  

6.5 Zweckbindung von Steuern 

Der Steuerzahler hat das Recht, zu wissen, was mit seinem Geld passiert. Eine Zweckbindung von 

Steuern schafft wieder Vertrauen in die Politik, da Steuergelder vom Staat transparent ausgegeben 

werden müssen und nicht hin und her geschoben werden können. Auch ist die Zweckbindung ein 

probates Mittel, Korruption in der Politik zu mindern. Wie setzen uns daher für ein transparentes und 

gerechtes Steuersystem ein. Es ist das Geld der Steuerzahler, über den die Politik verfügt, das sollte 

nicht vergessen werden. 

6.6 Soli endgültig abschaffen 

Der Solidaritätszuschlag sollte bereits vor Jahren abgeschafft werden, doch irgendwie kleben die 

Regierenden an diesen Beitrag der Steuerzahler. Es wäre ein leichtes, den Solidaritätszuschlag per 

Gesetz als erledigt abzuschaffen, denn das Hilfsprogramm „Aufbau-Ost“, wofür er ursprünglich 

eingesetzt wurde, ist schon längst abgelaufen. Die tatsächliche Verwendung des Solis ist unklar. Auch 

hier gilt: Transparenz. Wir stehen für ein sofortiges Ende des Solidaritätszuschlags für Alle. 

6.7 Steuerfreiheit bei Niederkunft für Handwerker für ein Jahr 

Um das Handwerk zu entlasten und die Familiengründung zu erleichtern, werden wir uns für ein Jahr 

Steuerfreiheit im Handwerk bei einer Niederkunft einsetzen. Damit sollen Familienbetriebe im 

Handwerk geschützt werden und den Nachwuchs fördern. Auch Handwerker außerhalb eines 

Familienbetriebes profitieren von der Steuerfreiheit, was die jungen Familien entlastet. Kinder muss 

man sich leisten können. Die immer höher werdenden Kosten schrecken viele davon ab, überhaupt an 

eigene Kinder denken zu wollen. Mit einer einjährigen Steuerfreiheit können die anfänglichen Kosten 

einer Familie gut abgedeckt werden und zieht eine finanzielle Sicherheit nach sich. 

6.8 Beitragszahlung GEZ auf freiwilliger Basis 

Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten geraten zunehmend in Kritik. Hohe Gehälter und 

Pensionen auf Kosten der Beitragszahler sind ungerechtfertigt. Zudem der Öffentlich-rechtliche 

Rundfunk seine eigentliche Aufgabe der neutralen Berichterstattung aus den Augen verloren hat. 

Unsere mögliche Lösung ist, die Beitragszahlung auf freiwilliger Basis festzusetzen. Leistung will bezahlt 

werden und das Angebot regelt die Nachfrage. Unsere Bürger sollen selbst entscheiden, für welche Art 

des Medienkonsums sie ihr Geld ausgeben wollen.  



7 – Kinder sind unsere Zukunft 

Kinder brauchen Sicherheit auf mehreren Ebenen, um sich physisch und psychisch gesund zu 

entwickeln und sich infolgedessen als Erwachsener in unsere Gesellschaft eingliedern und einbringen 

kann. Dies passiert nicht automatisch und bedarf eines geschützten Raums und einem empathischen 

Umgang mit Kindheit und Jugend. Besorgt nehmen wir zur Kenntnis, dass die Trennlinie zwischen 

Kindheit und Erwachsen-sein immer mehr verschwimmt und die eigenen Eltern der Kinder durch eine 

„woke“ Ideologie in den Hintergrund verbannt werden. Kindern wird eine hohe Verantwortungslast 

auferlegt, welche sie aufgrund ihrer psychischen Reife noch gar nicht im Stande sind zu bewältigen und 

eindeutig in die Hand der Eltern gehört. Wir nehmen die Kindheit als solches in den Fokus und sprechen 

uns für eine Stärkung der Familie aus. 

7.1 Sitzplatzgarantie in Schulbussen 

Kinder müssen sicher zur Schule gelangen. Darum verfolgen wir ein Modell, welches jedes Kind sicher 

von zu Hause abholt und sich die Kinder im Schulbus auch hinsetzen können – und das alles kostenlos. 

Gerade im ländlichen Raum ist der öffentliche Nahverkehr unterversorgt. Schulbusse könnten 

außerhalb des Schüler-Transfers für den öffentlichen Nahverkehr eingesetzt werden, um die 

anfallenden Kosten zu decken. 

7.2 Traditionelles Essen 

Wir kritisieren den Einsatz von Insektenmehl in unserem Essen und ordnen diesen Eingriff der EU als 

Verunreinigung unseres traditionellen Essens und als Angriff gegen unsere Werte ein. Kinder und 

Jugendliche brauchen zum Wachstum gesundes Essen in den Schulkantinen, um körperlich und geistig 

zu reifen. Dazu gehört traditionelles Essen, fernab von Zusätzen jedweder Art oder ideelle 

Essensvorgaben wie eine vegane Ernährung. Wir stehen dafür ein, dass zumindest ein traditionelles 

Essen täglich zur Wahl für die Kinder und Jugendlichen auf dem Speiseplan der Schulkantinen steht. 

7.3 Keine Frühsexualisierung in Kitas und Schulen 

Wie setzen uns für ein striktes Verbot von Frühsexualisierung in Kitas und Schulen ein. Das Aufweichen 

der Kindheit für sexuelle Neigungen Erwachsener nehmen wir besorgt zur Kenntnis. Nicht umsonst 

spricht man in den Naturwissenschaften von Geschlechtsreife. Erst nachdem diese durchlaufen ist, 

haben Lebewesen die Fähigkeit erlangt, über ihre Sexualität verantwortungsvoll für die eigene 

psychische Gesundheit zu verfügen. Schwere Traumata sind nachweislich die Folge von frühem 

sexuellem Kontakt. Die grüne Ideologie will der Gesellschaft etwas anderes glaubhaft machen und 

zitiert gesellschaftswissenschaftliche Theorien, die anhand naturwissenschaftlichen Standards 

unhaltbar sind. Eine für Leib und Seele gesunde Kindheit hat nichts mit Sex zu tun und muss von ihr 

ferngehalten werden. Sexualakte mit Kindern und Kinderpornographie müssen zu den am härtesten 

geahndeten Straftaten werden. Dafür stehen wir ein. 

7.4 Familien stärken 

Eltern haben das Recht, ihre Kinder nach eigenen Maßstäben zu erziehen, um sie auf das Leben 

vorzubereiten. Politische Konstrukte und Ideologien haben nach unserer Auffassung weder im 

Kindergarten noch in den Schulen etwas zu suchen. Familien müssen in unserer Gesellschaft wieder an 

ihren Platz rücken – als Basis, mit all ihren Werten und Vorstellungen, ohne Einmischung seitens des 

Staates.  

 

 



8 – Die Europäische Union und Deutschland 

Nach Artikel 23 des Deutschen Grundgesetzes kann die Bundesrepublik Deutschland Hoheitsrechte an 

die EU abgeben. Sie kann – muss aber nicht. Aus diesem Grund stehen wir für dafür ein, nationales 

Recht zu stärken. Die Europäische Union ist ein komplexes und zutiefst undemokratisches Gebilde. Da 

wir als Handwerkerpartei Deutschlands uns zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung bekennen, 

schließen wir undemokratische Machtansprüche aus. Unsere Demokratie ist zu hart erkämpft, als dass 

wir diese zu Gunsten einer ideologischen Konstruktion, welches die Vielfalt und Eigenheiten von 

Nationalstaaten unterwerfen will, aufgeben werden. 

8.1 Neutralität Deutschlands 

Deutschland muss neutral sein. Wir sprechen uns gegen Kriegstreiberei und militärische Einsätze von 

Deutschland aus. Unser Militär muss ausschließlich zur Verteidigung Deutschlands eingesetzt werden. 

Deutsche Frauen und Männer sollen nie wieder auf dem Schlachtfeld eines Krieges fallen müssen und 

für politisches Kalkül und Interessen missbraucht werden. Der einzige Weg für Deutschland muss der 

diplomatische sein. 

 8.2 Nationales Recht vor EU-Recht 

Mit wachsender Sorge beobachten wir den fortschreitenden Machtausbau der Europäischen Union zu 

Lasten der Mitgliedsstaaten. Mittlerweile sind die Mitgliedsstaaten dem EU-Recht unterworfen und 

werden von der EU mit Sanktionen behaftet, sollte ein Mitgliedsstaat aus der Reihe tanzen. Die 

Mitgliedstaaten bedürfen zwingend ihre volle Souveränität zurück, so auch Deutschland. Nationales 

Grundrecht muss immer an erster Stelle stehen. 

8.3 Bürokratierückbau 

Die EU muss unserer Meinung wieder zu dem zurückgeführt werden, was sie einmal war – ein lockeres 

Handelsbündnis. Mittlerweile hat sich die Europäische Union zu einem supranationalem 

bürokratischen Staatengebilde ausgewachsen, was den Steuerzahlern der Mitgliedsstaaten sehr viel 

Geld kostet. Aus diesem Grund streben wir einen Bürokratierückbau der Europäischen Union an, die 

sich schlussendlich auf den Handel zwischen den Mitgliedsstaaten begrenzen wird. 

8.4 Stopp von Datentransfer an die EU 

Aufgrund ihres hochkomplexen bürokratischen Aufbaus sammelt die EU mittlerweile alle möglichen 

Daten über die Bürger ihrer Mitgliedsstaaten. Beispielsweise trat Deutschland 2019 der Gendatenbank 

der EU bei. Hierzu sagen wir Stopp. Die EU hat kein Anrecht auf hochsensible Daten der Bürger von 

Nationalstaaten, was zudem dem Datenschutzgesetz widerspricht. Wir sagen Nein zum gläsernen 

Bürger. 

8.5 Austritt aus dem Green Deal und dem Fit-for-55 Programm 

Klimaschutzvorgaben wie Energiewende und Digitalisierung sind Eckpfeiler des Green Deal und dem 

dazugehörigen Fit-for-55 Programm und bedeutet Armut statt Wohlstand für Deutschland. Die EU-

Mitgliedsstaaten haben sich dazu verpflichtet, diesem Programm Folge zu leisten, bei Sanktionen bei 

Nichteinhaltung. In unseren Augen kann das Klima nur gerettet werden, wenn der menschengemachte 

Klimawandel durch Windräder und Solarfelder erzeugt, sofort beendet wird. „Zahlreiche Studien 

kommen jedenfalls zu dem Ergebnis, dass es in der Umgebung von Windkraft-Anlagen zu weniger 

Niederschlag kommt, insgesamt eine höhere Temperatur entsteht und folglich das Risiko von Dürren 

steigt.“ so die Deutschen Wirtschaftsnachrichten. Der Green Deal verfolgt auf keinen Fall den 

vorgeschobenen Klimaschutz, sondern nur grüne Ideologien, die nichts mit der Realität gemein haben. 



8.6 Zahlungen an die EU einschränken 

Wir benötigen keinen teuren supranationalen Staat namens EU, um unsere Infrastruktur zu beleben. 

Im Gegenteil – bundesdeutsche Steuergelder werden in der ganzen EU und weit darüber hinaus 

verteilt. Unsere Bürger kämpfen derweil gegen den massiven Wohlstandsverlust an. Wir stehen dafür 

ein, dass Deutschland zuerst wieder aufgebaut und den Wohlstand für unsere Bürger mit ihrem 

eigenen Geld wieder hergestellt werden muss, bevor hart erarbeitete Steuergelder außerhalb der 

deutschen Grenze verteilt werden. 

 

 


